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die Wirtschaftskammer Österreich dankt dem Bundesministerium für Justiz für das übermittelte 
Schreiben vom 14.5.2020 und nimmt zu diesem wie folgt Stellung: 

Aus Sicht_ der Wirtschaft ist das Anliegen der österreichischen Städte und Gemeinden vor dem 
Hintergrund der fortschreitenden Digitalisierung (vgl. insb. www.fundamt.gv.at) 
nachvollziehbar: Einerseits sollte unverhältnismäßiger Administrativaufwand (z.B. Personal- und 
Lagerkosten) möglichst vermieden werden . Andererseits entspricht die Verkürzung von Fristen 
einern aktuellen Trend, der auf die Förderung von Rechtsklarheit abzielt (vgl. z.B. die parallelen 
Diskussionen zur Reform des Rechts der Verjährung und Ersitzung). 

Insofern besteht gegen das Reformvorhaben jedenfalls dann kein Einwand, wenn es sich auf 
Fundgegenstände mit einem Wert von unter 200 Euro beschränkt. 

Um absehbare Bewertungsprobleme zu entschärfen, könnte darüber hinaus eine deutlich höhere 
Wertgrenze von z.B. 500 Euro angedacht werden. 

Im Ergebnis käme es damit zu einer administrativen Entlastung der Städte und Gemeinden, wie 
sie im Sinne des sozialpartnerschaftlichen Miteinanders zu begrüßen ist. 

Freundliche Grüße 
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